
§ 19 RechKredV — Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand
einschließlich Schuldverschreibungen aus deren Umtausch (Nr. 10)
Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Im Posten Nr. 10 sind Ausgleichsforderungen aus der Währungsreform von 1948 sowie
Ausgleichsforderungen gegenüber dem Ausgleichsfonds Währungsumstellung auszuweisen. Hierzu
zählen auch Schuldverschreibungen des Ausgleichsfonds Währungsumstellung, die aus der
Umwandlung gegen ihn gerichteter Ausgleichsforderungen entstanden sind, unabhängig davon, ob das
bilanzierende Institut die Schuldverschreibungen aus dem Umtausch eigener Ausgleichsforderungen
oder als Erwerber von einem anderen Institut oder einem Außenhandelsbetrieb erlangt hat.

Zitiervorschlag: § 19 RechKredV
Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bundesgesetzblatt
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/RechKredV/19

nu:legal § 19 RechKredV

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: recht.bund.de
Seite 1 von 1Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026


